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Vorwort

Dieses Werk hat seine Zeit gebraucht. Erste Überlegungen zu diesem Buch gehen 
auf das Jahr 2011 zurück. Es ist entstanden aus meinem Interesse, die komplizierte 
Materie des Öffentlichen Finanzrechts zu erfassen, zunächst für mich selbst und 
dann hoffentlich auch für die Leserinnen und Leser dieses Werkes. Ich danke sehr 
dem früheren Geschäftsführer und Cheflektor des Verlags Mohr Siebeck, Herrn 
Franz-Peter Gillig, der sich damals schon nach einem kurzen Telefonat bereit er-
klärte, dieses Vorhaben umzusetzen und in all den Jahren niemals an der Fertig-
stellung zweifelte.

Hoheitsträger sind ohne Finanzmittel dauerhaft nicht handlungsfähig. Wofür 
diese Mittel verwendet, wie sie aufgebracht und wie Ausgaben und Einnahmen 
zum Ausgleich gebracht werden, das macht den Kern des Öffentlichen Finanz-
rechts aus. Es ist ein spannendes Querschnittsgebiet im Übergangsbereich zwi-
schen Staats- und Verwaltungsrecht, mit Bezügen zum Steuer- und Sozialrecht, 
zum Europa- und Kommunalrecht. So verschieden die darin geregelten Hoheits-
träger sind, so ähnlich sind doch die Fragestellungen, vor denen sie jeweils stehen: 
Wie kann der Haushalt ausgeglichen werden? Dürfen Kredite aufgenommen wer-
den? Darf oder muss es gar einen Finanzausgleich geben? Die Antworten darauf 
fallen sehr unterschiedlich aus und erst in der Zusammenschau der verschiedenen 
Teilgebiete werden Gemeinsamkeiten und Unterschiede deutlich, die den Reiz 
einer solchen übergreifenden Darstellung ausmachen.

Im Laufe der Jahre haben viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu diesem 
Werk beigetragen. Besonders hervorzuheben ist Herr Robert Wille, der nicht nur 
unermüdlich Korrektur gelesen und zahlreiche Nachweise geliefert, sondern auch 
vielfältige Ideen beigesteuert und mich immer wieder zu neuen Fragestellungen 
angespornt hat. Großer Dank gebührt auch Herrn Julian Zitzmann, der das Re-
gister erstellt und die Querverweise erarbeitet hat. Gewidmet sei dieses Werk aber 
meiner Frau Gisela und unseren Kindern Conrad und Anika.

Thorsten Ingo Schmidt, im Januar 2023
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1 Näher Stolleis, Pecunia nervus rerum. Zur Staatsfinanzierung in der frühen Neuzeit, 
Frankfurt am Main, 1983.
2 Vgl. Waldhoff in: Isensee / Kirchhof (Hrsg.), HStR, Bd. V, 3. Auflage, 2007, § 116, Rn. 3.

Erster Teil: Grundlagen

§ 1 Einführung

I. Begriff und Gegenstand des öffentlichen Finanzrechts

„Pecunia nervus rerum“ – Das Geld ist das Wesen der Dinge.1 Finanzfragen sind 
entscheidend für das Verständnis des hoheitlichen Handelns auf den Ebenen des 
Bundes und der Länder, aber auch auf der supranationalen Stufe der Europäischen 
Union sowie bei den unterstaatlichen Kommunen und Sozialversicherungsträgern. 
Dieser großen praktischen Bedeutung steht ein didaktisches Defizit gegenüber, 
denn finanzielle Belange werden in den Lehrveranstaltungen zum Staats‑, Kom‑
munal‑, Sozial‑ und Europarecht zumeist ausgeklammert. Indes sind die durch 
Zuordnung von Aufgaben und Befugnissen eröffneten politischen Entscheidungs‑
spielräume wenig wert, wenn nicht zugleich die finanziellen Mittel für die Umset‑
zung der Entscheidungen zur Verfügung gestellt werden.

Diesem didaktischen Mangel will das vorliegende Werk aus rechtswissenschaft‑
licher Sicht abhelfen. Darin wird Finanzrecht als Oberbegriff für Finanzverfas‑
sungsrecht und Haushaltsrecht verstanden. Das Finanzverfassungsrecht behandelt 
die Ausgaben und Einnahmen der Hoheitsträger und damit auch die finanziellen 
Ströme unter ihnen sowie zwischen ihnen und den Bürgern. Je nach Blickwinkel 
stellt dabei dieselbe finanzielle Bewegung eine Ausgabe oder eine Einnahme dar. 
So sind Steuern Ausgaben der Bürger und zugleich Einnahmen der Hoheitsträger. 
Umgekehrt bedeuten Subventionen Ausgaben der Hoheitsträger und Einnahmen 
der Bürger. Ebenso sind Finanzhilfen des Bundes an die Länder aus Sicht des Bun‑
des Ausgaben und aus Perspektive der Länder Einnahmen. Das Haushaltsrecht 
hat die Finanzen innerhalb eines Hoheitsträgers zum Gegenstand. Es regelt zum 
einen die Voraussetzungen für das Tätigen von Ausgaben, zum anderen für die 
Erzielung von Einnahmen. Seine Hauptaufgabe ist aber die Gewährleistung des 
Ausgleichs von Ausgaben und Einnahmen. Das öffentliche Finanzrecht ist abzu‑
grenzen von dem privaten Finanzrecht, das die finanziellen Beziehungen zwischen 
Privaten zum Gegenstand hat.2 Dessen wichtigstes Teilgebiet ist das private Bank‑
recht. Im Recht der Bankenregulierung treffen privates und öffentliches Finanz‑
recht zusammen.

Juristische Nachbardisziplinen des öffentlichen Finanzrechts sind aus organi‑
satorischem Blickwinkel das Verfassungs‑, Europa‑ und Kommunalrecht sowie 
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3 Siehe Burgi, Vergaberecht, 3. Auflage, 2021, § 2, Rn. 18 f.
4 Dazu Seer in: Tipke / Lang, Steuerrecht, 24. Auflage, 2021, Kap. 1, Rn. 1.26 ff.; Tipke, Die 
Steuerrechtsordnung, Bd. I, 2. Auflage, 2000, S. 34 f.
5 Siehe Wiesner / Leibinger / Züll, Öffentliche Finanzwirtschaft, 15. Auflage, 2021, S. 1 ff.; 
Zimmermann / Henke / Broer, Finanzwissenschaft, 13. Auflage, 2021, S. 22 ff.
6 Insofern mag man von „ubi res publica, ibi ius camerale“ sprechen.

das Sozialversicherungsrecht. Betrachtet man die Leistungen der Hoheitsträger 
an die Bürger, ergeben sich auch Bezugspunkte zum Recht der sozialen Leistun‑
gen. Das Gleiche gilt in Bezug auf das Beamtenrecht, wenn man die Besoldung 
und die Versorgung der Beamten in den Vordergrund stellt. Hinsichtlich der Be‑
schaffungsvorgänge der öffentlichen Hand ergeben sich vielfältige Berührungen 
mit dem Vergaberecht.3 Rückt man hingegen die finanziellen Verpflichtungen der 
Bürger gegenüber den verschiedenen Hoheitsträgern in den Mittelpunkt, zeigen 
sich mannigfache Überschneidungen mit dem Steuerrecht.4

Darüber hinaus berührt sich das öffentliche Finanzrecht mit anderen, nicht‑
juristischen Disziplinen. Hier ist vor allem die Finanzwissenschaft zu nennen, die 
von volkswirtschaftlicher Warte aus das Finanzgebaren der Hoheitsträger unter‑
sucht.5 Die öffentliche Betriebswirtschaftslehre schließlich betrachtet aus einzel‑
wirtschaftlicher Perspektive das Handeln der Hoheitsträger und ihrer Unterneh‑
men.

II. Besonderheiten des öffentlichen Finanzrechts

Das öffentliche Finanzrecht ist letztlich durch die Existenz von Hoheitsträgern 
vorgegeben.6 Es weist als eigenständige juristische Disziplin mehrere Besonder‑
heiten auf: So handelt es sich um eine Querschnittsmaterie an der Schnittstelle 
zwischen dem Organisationsrecht verschiedener Ebenen einerseits und den 
Grundrechten und den sonstigen Rechten der Abgabepflichtigen andererseits. In‑
nerhalb dieses Rechtsgebiets kommt zum einen allgemeinen Grundsätzen wie dem 
Konnexitätsprinzip beim Mehrbelastungsausgleich oder dem beitragsrechtlichen 
Kostendeckungsprinzip besondere Bedeutung zu, zum anderen werden solche 
Grundsätze – v. a. im Haushaltsrecht – vielfach durch sehr fein ausdifferenzierte 
Regelungen auf verschiedenen Normebenen von dem Grundgesetz über Bundes‑
gesetze und Landesverfassungen bis hin zu einfachen Landesgesetzen ausgeformt. 
Aufgabe dieses Werkes soll es auch sein, diese Grundsätze unter den Schichten von 
Regelungen wieder sichtbar zu machen. Das öffentliche Finanzrecht wird zwar 
vorwiegend durch einseitige gesetzliche Regelungen geprägt, indes liegen diesen 
vielfach – v. a. im Bereich des Finanzausgleichs – umfangreiche Aushandlungsvor‑
gänge zu Grunde. Zudem mehren sich in jüngerer Zeit ergänzende vertragliche 
Konstrukte, insbesondere im europäischen öffentlichen Finanzrecht. Besondere 
Beachtung verdient, dass auch die finanzrechtlichen Bestimmungen stets juristisch 
normativ auszulegen und nicht politisch orientiert zu interpretieren sind, was v. a. 
bei den europarechtlichen Vorschriften regelmäßig vernachlässigt wird.

4
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III. Gang der Darstellung

Dieses Werk ist in neun Teile gegliedert: Der erste Teil beschäftigt sich mit den 
Grundlagen des öffentlichen Finanzrechts, also hauptsächlich mit seiner geschicht‑
lichen Entwicklung und seinen Rechtsquellen. Der zweite Teil wendet sich dem 
Teilgebiet des Finanzverfassungsrechts zu, vor allem den grundgesetzlichen Vor‑
gaben der Finanzverfassung samt ihrer jeweiligen einfachgesetzlichen Umsetzung. 
Der dritte Teil rückt dann das staatliche Haushaltsrecht in den Mittelpunkt, wobei 
insbesondere die Akteure des Haushalts, das Verfahren zur Aufstellung eines Haus‑
halts einschließlich der Sonderkonstellationen wie des haushaltlosen Zustands sowie 
die Haushaltsgrundsätze betrachtet werden. Im vierten Teil wird das staatliche Ver‑
mögen einschließlich der öffentlichen Betriebe, Sondervermögen und Staatsfonds 
betrachtet. Der fünfte Teil wendet sich dem kommunalen Finanzrecht zu und kon‑
trastiert dieses mit seinem staatlichen Gegenstück. Eine ähnliche Funktion erfüllt 
der sechste Teil für das Finanzrecht der Sozialversicherungen. Der siebente Teil hat 
das Finanzrecht auf europäischer Ebene zum Gegenstand. Der achte Teil wiede‑
rum beschäftigt sich teilgebietsübergreifend mit dem Rechtsschutz im Finanzver‑
fassungs‑ und Haushaltsrecht. Der neunte und letzte Teil schließlich enthält einen 
Ausblick auf die Zukunft des öffentlichen Finanzrechts. Hinzu tritt ein Verzeichnis 
einschlägiger, knapp zusammengefasster höchstrichterlicher Entscheidungen.

IV. Wiederholungs- und Vertiefungsfragen

1) Warum kommt dem Recht der öffentlichen Finanzen eine so große Bedeutung 
zu? (Rn. 1)

2) Welche Teilgebiete des öffentlichen Finanzrechts können nach den erfassten 
Hoheitsträgern unterschieden werden? (Rn. 2)

3) Welche wissenschaftlichen Methoden in der Betrachtung der öffentlichen Fi‑
nanzen können unterschieden werden? (Rn. 4)

4) Welche Besonderheiten weist das öffentliche Finanzrecht auf? (Rn. 5)

Rechtsprechung zu § 1

BVerfGE 1, 117 Finanzausgleich I
BVerfGE 72, 330 Finanzausgleich II

Literatur zu § 1

Beaucamp, Guy, Grundzüge der Finanzverfassung, JA 1998, S. 774 – 777
Häde, Ulrich, Die bundesstaatliche Finanzverfassung des Grundgesetzes, Teil 1, JA 1994, 
S. 1 – 12, Teil 2, JA 1994, S. 33 – 43
Hey, Johanna, § 87 Finanzverfassung, in: Kahl, Wolfang / Ludwigs, Markus (Hrsg.), Hand‑
buch des Verwaltungsrechts, Bd. 3, Heidelberg, 2022
Kempny, Simon, Finanzverteilungsrecht – Eine Skizze unter besonderer Berücksichtigung 
des Staatsschuldenwesens, VR 2014, S. 300 – 308
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1 Vgl. daneben Ullmann, Der Deutsche Steuerstaat, 2005. Aus dem älteren Schrifttum 
Klein, Geschichte der öffentlichen Finanzen in Deutschland (1500 – 1870), 1974.

Korioth, Stefan, § 135 Finanzverfassung, in: Kube, Hanno / Mellinghoff, Rudolf / Morgentha‑
ler, Gerd / Palm, Ulrich / Puhl, Thomas / Seiler, Christian (Hrsg.), Leitgedanken des Rechts. 
Paul Kirchhof zum 70. Geburtstag, Bd. 2, Heidelberg, 2013, S. 1469 – 1476
Mosbacher, Wolfgang, Einführung in das Finanzverfassungsrecht in Zeiten der Schulden‑
bremse, DVP 2012, S. 354 – 357
Reimer, Ekkehart / Schwarz, Kyrill‑A., Schwerpunktbereich – Einführung in das Finanz‑ 
und Haushaltsverfassungsrecht (Art. 104a bis 115 GG), Teil 1, JuS 2007, S. 119 – 126, Teil 2, 
JuS 2007, S. 219 – 225
Schmidt, Thorsten Ingo, Einführung in das öffentliche Finanzrecht, Jura 2021, S. 998 – 1004
Schwarz, Kyrill‑A., Das Finanz‑ und Haushaltsverfassungsrecht des Grundgesetzes 
(Art. 104a – 115 GG), Teil 1, JA 2021, S. 184 – 189, Teil 2, JA 2021, S. 276 – 281
Vogel, Klaus, Die bundesstaatliche Finanzverfassung des GG (Art. 104a bis 108  GG), 
JA 1980, S. 577 – 583
Vogel, Klaus / Waldhoff, Christian, Grundlagen des Finanzverfassungsrechts. Sonderausgabe 
des Bonner Kommentars zum Grundgesetz (Vorbemerkungen zu Art. 104a bis 115 GG), 
Heidelberg, 1999
Waldhoff, Christian, § 116 Grundzüge des Finanzrechts des Grundgesetzes, in: Isensee, 
Josef / Kirchhof, Paul (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland, 
Bd. 5, 3. Auflage, München, 2007
Wieland, Joachim, § 24 Finanzverfassung, in: Herdegen, Matthias / Masing, Johannes / Po‑
scher, Ralf / Gärditz, Klaus F. (Hrsg.), Handbuch des Verfassungsrechts, München, 2021

§ 2 Geschichte des öffentlichen Finanzrechts

Das öffentliche Finanzrecht mit seinen Ausprägungen des Finanzverfassungs‑ und 
des Haushaltsrechts sowie seinen Bezügen zu den besonders ausgabeträchtigen 
Rechtsgebieten des besonderen Verwaltungsrechts auf der einen Seite sowie zum 
Steuer‑ und Abgabenrecht auf der anderen Seite hat sich in dieser Form erst in 
den letzten Jahrzehnten als eigenständiges Rechtsgebiet entwickelt. Gleichwohl 
besitzt es Vorläufer, insbesondere sofern bereits in einer staatlichen Verfassung fi‑
nanzrechtliche Bestimmungen enthalten waren oder erste haushaltsrechtliche Re‑
gelungen erlassen wurden. Die nachfolgende historische Darstellung erhebt keinen 
Anspruch auf Vollständigkeit, soll aber gleichwohl die Meilensteine aufzeigen, die 
zur Herausbildung finanzrechtlicher Regelungen geführt haben.1 Die Darstellung 
setzt mit dem Deutschen Bund ein (I.) und wendet sich dann der Paulskirchenver‑
fassung (II.) und dem preußischen Verfassungskonflikt zu (III.). Sodann werden 
die nach Bildung des ersten deutschen Nationalstaates erlassenen Bestimmungen 
in der Verfassung des Norddeutschen Bundes bzw. der Bismarck’schen Reichs‑
verfassung (IV.) betrachtet, die in der Weimarer Republik (V.) eine ganz andere 
Zielrichtung bekamen. Nach der Katastrophe des Nationalsozialismus (VI.) und 
der Nachkriegszeit (VII.) konzentriert sich die Untersuchung in der Zeit der deut‑
schen Teilung auf die Bundesrepublik Deutschland (VIII.), wendet aber auch der 

10



§ 2 Geschichte des öffentlichen Finanzrechts 5

2 Siehe dazu umfassend Kempny, Die Staatsfinanzierung nach der Paulskirchenverfassung, 
2011, S. 283 ff.
3 § 48 PaulskirchenV 1848 / 49.
4 §§ 34; 36 PaulskirchenV 1848 / 49.
5 § 35 I PaulskirchenV 1848 / 49.
6 § 35 II; § 49 PaulskirchenV 1848 / 49.
7 § 50 PaulskirchenV 1848 / 49.
8 § 51 PaulskirchenV 1848 / 49.
9 Z. B. §§ 22; 23 (Seeschifffahrtsabgaben); §§ 25 – 27 (Flusszölle und Flussschifffahrtsabga‑
ben); § 32 I (Straßenbaukosten); § 41 (Posttarife) PaulskirchenV.
10 § 102 Nr. 2 PaulskirchenV 1848 / 49.

DDR einen Blick zu (IX.). Schließlich werden die Regelungen im Einigungsver‑
trag von 1990 und die nachfolgenden Verfassungsänderungen dargestellt (X.).

I. Deutscher Bund 1815 bis 1866

Der Deutsche Bund von 1815 bis 1866 stellte lediglich einen Staatenbund ohne 
nennenswerte finanzielle Kompetenzen dar. Die entscheidenden Entwicklungen 
hin zu einem modernen Finanzrecht vollzogen sich vielmehr auf Ebene der Mit‑
gliedstaaten des Bundes. So ordnete im Jahr 1821 in Preußen der damalige König 
Friedrich Wilhelm III. die erste Veröffentlichung des „Hauptfinanzetats“ an, um 
die staatliche Kreditwürdigkeit zu verbessern. Zudem erhielten in den 1820 / 30er 
Jahren die ersten Landtage, v. a. in den süddeutschen Staaten, das Recht der Steuer‑
bewilligung, was einen Ansatzpunkt bildete, auch Mitsprachrechte über die Ver‑
wendung des Steueraufkommens und somit ein Haushaltsbewilligungsrecht zu 
erlangen.

II. Paulskirchenverfassung 1848 / 49

Die nicht in Kraft getretene Paulskirchenverfassung 1848 / 49 enthielt bereits um‑ 
fangreiche finanzrechtliche Bestimmungen.2 Zunächst beinhaltete sie eine Re‑
gelung über die Ausgabenkonnexität3. Zudem wies sie der Reichsebene die aus‑
schließliche Gesetzgebung über die Zölle sowie gemeinschaftliche Produktions‑ 
und Verbrauchsteuern zu4 und traf ausdrückliche Regelungen über die Verwaltung 
dieser Abgaben5 sowie die Verteilung ihres Ertrages6. Außerdem räumte sie dem 
Reich die Möglichkeit der Erhebung von Matrikularbeiträgen von den Ländern 
ein.7 Sodann erhielt das Reich die Befugnis, in außerordentlichen Fällen weitere 
Steuern zu erheben und sich zu verschulden.8 Zusätzlich waren zahlreiche Detail‑
regelungen zu Beiträgen, Gebühren und weiteren Abgaben enthalten.9

Darüber hinaus fanden sich in der Paulskirchenverfassung auch haushaltsrecht‑
liche Bestimmungen. Zum einen wurde ausdrücklich festgelegt, dass für die Fest‑
stellung des Reichshaushaltes, die Übernahme weiterer Ausgaben, die Emission 
von Anleihen und die Erhebung von Matrikularbeiträgen und Steuern jeweils ein 
Reichstagsbeschluss erforderlich war.10 Zum anderen wurden Haushaltsgrund‑
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11 § 103 PaulskirchenV 1848 / 49.
12 Vgl. Thier, Steuergesetzgebung und Verfassung in der konstitutionellen Monarchie. 
Staatssteuerreformen in Preußen 1871 – 1893, 1999, S. 643 – 657.
13 Thier, Steuergesetzgebung und Verfassung in der konstitutionellen Monarchie. Staats‑
steuerreformen in Preußen 1871 – 1893, 1999, S. 666 ff.
14 Art. 98 Preußische Verfassung 1848; Art. 99 Preußische Verfassung 1850.
15 Art. 99; 101 Preußische Verfassung 1848; Art. 100; 102 Preußische Verfassung 1850.
16 Art. 100 Preußische Verfassung 1848; Art. 101 Preußische Verfassung 1850.
17 Vgl. die Darstellung bei Frotscher / Pieroth, Verfassungsgeschichte, 20. Auflage, 2022, 
§ 12, Rn. 387 – 393; Willoweit / Schlinker, Deutsche Verfassungsgeschichte, 8. Auflage, 2019, 
§ 32, Rn. 11 – 14.
18 Gesetz betreffend die Erteilung der Indemnität in Bezug auf die Führung des Staatshaus‑
haltes vom Jahre 1862 ab und die Ermächtigung zu den Staatsausgaben für das Jahr 1866 
vom 14. September 1866, PrGS S. 563.

sätze wie die Spezialität und die Annuität sowie das Haushaltsgebungsverfahren 
sehr detailliert und getrennt vom allgemeinen Gesetzgebungsverfahren geregelt.11

III. Preußischer Verfassungskonflikt 1862 bis 1866

Entscheidende Impulse für die Weiterentwicklung des öffentlichen Finanzrechts 
gingen von dem Preußischen Verfassungskonflikt der Jahre 1862 bis 1866 aus.12 
Dieser findet seine Grundlage in der insofern unklaren revidierten preußischen 
Verfassung von 1850.13 Diese folgte insoweit wortgleich ihrer Vorgängerin, der 
oktroyierten Verfassung von 1848, und bestimmte, dass der Staatshaushalt jährlich 
gesetzlich festgestellt wird.14 Eine Regelung für den Fall, dass es nicht rechtzeitig 
zu einem entsprechenden Gesetz kommen sollte, enthielt die Verfassung jedoch 
nicht. Dafür legte sie aber besonderes Augenmerk darauf, den Gesetzesvorbehalt 
für die Erhebung von Abgaben zu etablieren15 und den Grundsatz der Gleichmä‑
ßigkeit der Besteuerung durchzusetzen16.

Im preußischen Verfassungskonflikt der Jahre 1862 bis 1866 weigerte sich das 
Abgeordnetenhaus, die Erweiterung und Reform des preußischen Heeres zu fi‑
nanzieren, und lehnte den Haushalt insgesamt ab.17 Der neu ernannte preußi‑
sche Ministerpräsident Bismarck vertrat die Auffassung, die Verfassung von 1850 
schränke die Macht des Königs ein und wenn die Verfassung eine Lücke aufweise, 
also etwa den Fall der nicht rechtzeitigen Verabschiedung des Haushalts nicht re‑
gele, bleibe es bei der prinzipiell ungebundenen Macht des Königs, der dann auch 
ohne haushaltsgesetzliche Regelung das Militär ausbauen und durch seine Minis‑
ter regieren könne. Letztlich gewann Bismarck durch die siegreichen Kriege mit 
Österreich gegen Dänemark 1864 und gegen Österreich und seine deutschen Ver‑
bündeten 1866 so viel Prestige, dass es ihm gelang, die Verabschiedung des sog. 
Indemnitätsgesetzes18 zu erreichen. Damit wurde zum einen das Haushaltsgebaren 
der preußischen Regierung ohne gesetzliche Grundlage der Jahre 1862 bis 1865 
nachträglich sanktioniert und zum anderen eine gesetzliche Grundlage für den 
Haushalt des Jahres 1866 geschaffen. Seitdem war in Preußen als dem wichtigs‑
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19 Art. 70 S. 1 Verfassung Norddeutscher Bund; Art. 70 S. 1 Reichsverfassung 1870 / 71.
20 Vgl. Henneke, Öffentliches Finanzwesen. Finanzverfassung, 2. Auflage, 2000, § 3, Rn. 63 ff.
21 Art. 70 S. 2 Verfassung Norddeutscher Bund; Art. 70 S. 2 Reichsverfassung 1870 / 71.
22 Vgl. Waldhoff, Die Reichsabgabenordnung 1919 – Historischer Kontext, Entstehung, 
Vorbildfunktion, StuW 2020, S. 147 (149).
23 Benannt nach dem Zentrumspolitiker Georg Arbogast von und zu Franckenstein (1825 –  
1890), dazu Vogel / Waldhoff, Grundlagen des Finanzverfassungsrechts, 1999, Rn. 136.
24 Gesetz vom 14. Mai 1904, RGBl. S. 169.
25 Art. 73 Verfassung Norddeutscher Bund; Art. 73 Reichsverfassung 1870 / 71.
26 Art. 71 Verfassung Norddeutscher Bund; Art. 71 Reichsverfassung 1870 / 71.

ten Einzelstaat das Erfordernis eines Haushaltsgesetzes anerkannt. Zugleich zeigte 
dieser Verfassungskonflikt die Notwendigkeit auf, in der Verfassung selbst eine 
Regelung über die vorläufige Haushaltsführung ( Rn. 697 ff.) für den Fall der 
nicht rechtzeitigen Verabschiedung des Haushaltsgesetzes zu treffen.

IV. Norddeutscher Bund und Deutsches Reich 1866 bis 1919

Die Verfassung des Norddeutschen Bundes von 1866 bzw. des Deutschen Reiches 
von 1870 / 71 verwies das Reich zunächst auf die Erträge der Zölle, der gemein‑
schaftlichen Verbrauchsteuern sowie die Einnahmen aus dem Post‑ und Telegra‑
phenwesen19.20 Sofern diese Einnahmen zur Deckung der Reichsausgaben nicht 
ausreichten, sollten Matrikularbeiträge der Einzelstaaten nach ihrer jeweiligen Be‑
völkerungszahl das Reich finanzieren.21 Das Reich wurde dadurch zum „Kost‑
gänger der Länder“.22 Als durch die Schutzzollpolitik die Einnahmen des Reichs 
gleichwohl erheblich stiegen, wurde in § 7 Zollgesetz die sog. Franckenstein’sche 
Klausel23 eingefügt, wonach das Reich alle Erträge aus Zöllen und indirekten 
 Steuern über 130 Mio. Mark den Einzelstaaten nach Maßgabe ihrer jeweiligen Be‑
völkerungszahl überweisen musste und nur bei Bedarf von diesen als Matrikular‑
beiträge zurückfordern durfte. Diese Klausel wurde erst 1904 aufgehoben.24 Nur 
bei außerordentlichem Bedarf konnte das Reich auf gesetzlicher Grundlage An‑
leihen begeben.25 Ein Finanzausgleich zwischen den Gliedstaaten fand nicht statt.

Im Unterschied zur Paulskirchenverfassung von 1848 / 49 enthielt die Reichs‑
verfassung kein gesondertes Haushaltsgebungsverfahren und sah die Annuität 
des Haushalts nur als Regel vor, von der aber in besonderen Fällen auch für eine 
längere Dauer abgewichen werden durfte26. Davon wurde mit dem sog. Septen‑
nat, der siebenjährigen Bewilligung des Militärhaushalts, der immerhin über zwei 
Drittel der Reichsausgaben ausmachte, gleich mehrmals Gebrauch gemacht. Dies 
bedeutete eine erhebliche Schwächung des Budgetrechts des Reichstages. Unter 
der Geltung des Art. 110 GG wäre ein solches Septennat nicht mehr möglich. Im 
Übrigen war auf Reichsebene das Haushaltsrecht nicht kodifiziert worden, viel‑
mehr griff man zumeist auf die preußischen haushaltsrechtlichen Regelungen zu‑
rück. Die Rechnungsprüfung erfolgte durch die Preußische Oberrechnungskam‑
mer unter der Bezeichnung Rechnungshof des Deutschen Reiches.
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27 Siehe dazu Leonhard, Die Büchse der Pandora, 6. Auflage, 2020, S. 784 ff.
28 Gesetz vom 26. Juli 1918, RGBl. S. 959. Siehe dazu Thier, Beginn des Steuerrechtsschut‑
zes in der Weimarer Zeit, in: FS Bundesfinanzhof, 2018, S. 21 ff.
29 Dazu im Überblick Waldhoff, Finanzrecht, in: Voigt (Hrsg.), Aufbruch zur Demokratie, 
2020, S. 773 – 784.
30 Art. 83 I WRV in der Ursprungsfassung.
31 § 1 Gesetz über die Reichsfinanzverwaltung vom 10. September 1919, RGBl. S. 1591.
32 Art. 84 WRV.
33 Benannt nach dem damaligen Reichsfinanzminister Matthias Erzberger (Zentrum, 
1875 – 1921), biographisch Dowe, Matthias Erzberger. Ein Leben für die Demokratie, 2011.
34 Reichsabgabenordnung vom 13. Dezember 1919, RGBl. S. 1993, siehe dazu Drüen, Ein 
Jahrhundert Abgabenordnung, StuW 2020, S. 140 ff.; Waldhoff, Die Reichsabgabenordnung 
1919 – Historischer Kontext, Entstehung, Vorbildfunktion, StuW 2020, S. 147 ff.
35 Einkommensteuergesetz vom 29. März 1920, RGBl. S. 359, hierzu Clausen in: Herr‑
mann / Heuer / Raupach, EStG / KStG, 306. Lfg., Dokumentation zur Rechtsentwicklung der 
Einkommensteuer.
36 Abgabenordnung vom 16. März 1976, BGBl. I S. 613, mit zahlreichen Änderungen seit‑
dem; siehe Drüen, 100 Jahre Abgabenordnung, DStR 2019, S. 2657 ff.
37 Einkommensteuergesetz vom Oktober 2009, BGBl. I S. 3366, mit zahlreichen kleineren 
Änderungen seitdem.

Zur Finanzierung des Ersten Weltkriegs erwiesen sich die finanzverfassungs‑
rechtlichen und steuerrechtlichen Regelungen als vollkommen ungenügend. Das 
Deutsche Reich finanzierte den Krieg im Wesentlichen durch die Ausgabe von 
Kriegsanleihen. Diese waren über viele Jahre unkündbar und bei ihrer Rückzah‑
lung in den 20er Jahren des 20. Jahrhunderts durch die mittlerweile erfolgte Hy‑
perinflation nahezu wertlos.27

Einen erheblichen Fortschritt im Rechtsschutz in Steuersachen stellte die Er‑
richtung des Reichsfinanzhofes noch im Jahr 1918 dar28, welcher der Vorläufer des 
heutigen Bundesfinanzhofes ist.

V. Weimarer Republik 1919 bis 1933

Zur Zeit der Weimarer Republik erfolgte eine grundlegende Reform des öffent‑
lichen Finanzrechts.29 Auf Verfassungsebene war zunächst eine Verwaltung der 
Zölle und Verbrauchsteuern durch Reichsbehörden vorgesehen30, die dann durch 
verfassungsdurchbrechendes Gesetz31 auf alle Reichssteuern erstreckt wurde, 
wobei unter Reichssteuern solche Steuern verstanden wurden, deren Ertrag ganz 
oder teilweise dem Reich zustand. Zudem wurden dem Reich weitgehende Ein‑
wirkungsmöglichkeiten auf den Vollzug der Abgabengesetze durch die Länder 
eingeräumt.32 Einfachgesetzlich erwiesen sich im Zuge der Erzberger’schen Fi‑
nanzreform33 der Erlass der Reichsabgabenordnung34 und des Einkommensteu‑
ergesetzes35 als grundlegend. Beide gelten in veränderter Form als Abgabenord‑
nung36 sowie als Einkommensteuergesetz37 noch heute fort.
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38 Landessteuergesetz vom 30. März 1920, RGBl. S. 402.
39 Gesetz über den Finanzausgleich zwischen Reich, Ländern und Gemeinden (Finanzaus‑
gleichgesetz) vom 23. Juni 1923, RGBl. I S. 494, in der Fassung der Bekanntmachung vom 
27. April 1926, RGBl. I S. 203; siehe Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Län‑
dern, 1997, S. 379 ff.
40 Art. 87 WRV.
41 Art. 85 I, II, III 1 WRV.
42 Art. 85 III 2 WRV; siehe hierzu von Portatius, Das haushaltsrechtliche Bepackungsver‑
bot – Ein Beitrag zur Interpretation des Art. 110 Abs. 4 GG, 1975, S. 17 ff.
43 Art. 85 IV, V WRV.
44 Reichshaushaltsordnung vom 31. Dezember 1922, RGBl. 1923 II S. 17.
45 Reichskassenordnung vom 6. August 1927, RMinBl. S. 357.
46 Reichsschuldenordnung vom 13. Februar 1924, RGBl. I S. 95.
47 Rechnungslegungsordnung für das Reich vom 3. Juli 1929.

Anfänge des Finanzausgleichs zwischen Zentralstaat und Gliedstaaten erfolgten 
mit dem Landessteuergesetz 192038. Danach erhielten die Länder nach dem Prin‑
zip des örtlichen Aufkommens anteilige Zuweisungen aus dem Steueraufkommen 
des Reichs teils nach dem örtlichen Aufkommen, teils nach ihrer Fläche, teils nach 
ihrer Einwohnerzahl. Je stärker die Einwohnerzahl gewichtet wurde, umso grö‑
ßer war die Umverteilungswirkung. Im Übrigen garantierte das Reich, dass kein 
Land weniger als 80 % des durchschnittlichen Landessteueraufkommens bekam. 
Diese Ausgleichswirkungen wurden noch verstärkt durch das Gesetz über den 
Finanzausgleich zwischen Reich, Ländern und Gemeinden von 192339, der heute 
in Art. 107 GG, dem Maßstäbegesetz und dem Finanzausgleichsgesetz verankert 
ist. In ihrem Zusammenwirken steigerten diese Regelungen die Einnahmen des 
Reiches erheblich und drehten die finanzielle Abhängigkeit zwischen Reich und 
Ländern um: Die Länder wurden zu „Kostgängern des Reichs“. Eine Kreditauf‑
nahme wurde nur auf gesetzlicher Grundlage bei außerordentlichem Bedarf und 
„nur für Ausgaben zu werbenden Zwecken“ zugelassen40, was am ehesten mit 
Investitionen umschrieben werden kann.

Haushaltsrechtlich wurden die Haushaltseinheit, die Vorherigkeit des Haus‑
haltsgesetzes und die Annuität verfassungsrechtlich festgeschrieben.41 Zudem 
wurde ein ausdrückliches Bepackungsverbot vorgesehen42; das Haushaltsgesetz 
durfte keine Vorschriften enthalten, die sich nicht auf die Einnahmen und Aus‑
gaben des Reichs bezogen. Eine vergleichbare Regelung findet sich heute noch 
in Art. 110 IV 1  GG (  Rn. 511 ff.). Die Erhöhung von Ausgaben durch den 
Reichstag wurde von der ausdrücklichen Zustimmung des Reichsrates abhängig 
gemacht43, was über die Mitwirkungsmöglichkeiten des Bundesrates am Haus‑
haltsgesetz des Bundes deutlich hinausgeht. Einfachgesetzlich wurde die Reichs‑
haushaltsordnung44 erlassen, die Ausgangspunkt des Haushaltsgrundsätzegeset‑
zes, der Bundeshaushaltsordnung sowie der Haushaltsordnungen der Länder war. 
Weitere Regelungen betrafen die Führung der Reichskassen45, die Verwaltung der 
Reichsschulden46 sowie die Rechnungslegung47.
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48 Art. 1 S. 2 Gesetz zur Behebung der Not von Volk und Reich („Ermächtigungsgesetz“) 
vom 24. März 1933, RGBl. I S. 1411.
49 Siehe dazu zeitbedingt 1939 Armbruster, Die Wandlung des Reichshaushaltsrechts, 1939, 
v. a. S. 104 ff.; sowie rückblickend Vogel / Waldhoff, Grundlagen des Finanzverfassungsrechts, 
1999, Rn. 163 ff.
50 Art. 2 I Gesetz über den Neuaufbau des Reichs vom 30. Januar 1934, RGBl. I S. 75.
51 Gesellschafter waren Gutehoffnungshütte, Krupp, Rheinmetall und Siemens, nicht aber 
das Reich selbst.

VI. Nationalsozialismus 1933 bis 1945

In der Zeit des Nationalsozialismus von 1933 bis 1945 wurden die Weimarer 
Reichsverfassung und damit auch ihre finanzrechtlichen Bestimmungen zwar 
nicht ausdrücklich geändert, aber bereits das Ermächtigungsgesetz vom März 
1933 bestimmte explizit, dass das neue Gesetzgebungsrecht der Reichsregierung 
sich auch auf die Haushaltsgesetze und die Kreditaufnahme durch Gesetz bezog.48 
Damit wurde das Budgetrecht des Reichstages entwertet.49 Durch das Gesetz über 
den Neuaufbau des Reichs vom Januar 1934 wurden die Hoheitsrechte der Län‑
der, und damit auch deren Finanzhoheit, auf das Reich übertragen50, wodurch eine 
selbstständige Haushaltsführung der Länder aufhörte. Vielmehr mussten die Län‑
der nunmehr ihre Haushaltsgesetze dem Reichsfinanzminister zur Genehmigung 
vorlegen, der die Führung der Haushaltsgeschäfte überwachen und Weisungen er‑
teilen konnte. Eine entsprechende Regelung wäre heute durch Art. 109 I GG aus‑
geschlossen.

In den ersten Jahren des Nationalsozialismus wurden zwar noch förmliche 
Haushaltsgesetze erlassen, die durch die Aufrüstung bewirkte extreme Staatsver‑
schuldung wurde aber verschleiert. Zu diesem Zweck wurde eine Scheinfirma, die 
Metallurgische Forschungsanstalt mbH51, gegründet, welche der Rüstungsindust‑
rie Aufträge erteilte und zur Bezahlung Wechsel ausgab, welche von der Industrie 
als Leistung an Erfüllungs statt akzeptiert wurden. Diese Mefo‑Wechsel wurden 
mit 4 % verzinst und konnten nicht sofort, sondern erst zu einem späteren Zeit‑
punkt bei der Reichsbank eingelöst werden. Die Reichsbank ihrerseits bürgte für 
die Metallurgische Forschungsanstalt mbH. Auf diese Konstruktion wurde zu‑
rückgegriffen, um die Ausgaben für die Aufrüstung nicht im Staatshaushalt und im 
Reichsschuldbuch ausweisen zu müssen und die gesetzlichen Grenzen der Staats‑
verschuldung nach dem Reichsbankgesetz zu umgehen. So erfolgte eine verdeckte 
Geldschöpfung. Die Aufrüstung wurde hingegen nicht durch die Ausgabe von 
Anleihen an die Bevölkerung wie im Ersten Weltkrieg finanziert, weil dort nach 
den Erfahrungen mit der Hyperinflation und der Rückzahlung der Kriegsanleihen 
zum (dann nahezu wertlosen) Nominalpreis eine tiefe Skepsis gegenüber diesem 
Finanzinstrument herrschte. Hingegen wurden die gleichgeschalteten Kreditinsti‑
tute verpflichtet, Staatsanleihen zu zeichnen und dem Reich Kredite zu gewähren. 
Durch einen gleichzeitigen Lohn‑ und Preisstopp wurde zunächst Geldwertstabi‑
lität vorgetäuscht, letztlich wurde die Inflation aber nur bis in die Nachkriegszeit 
verschleppt.
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Baden‑Württemberg  247, 301, 463, 615, 
709

Bayern  247, 276, 289, 462 f., 515, 615, 709, 
823, 848, 1008

Beihilfen  353 f., 895
– s. a. Subventionen
Beiträge  291, 323 f.
– Ausbaubeiträge  291, 1011
– Erschließungsbeiträge  291, 1011
– Kurtaxe  291, 1012
– Fremdenverkehrsbeitrag  291, 1012
– s. a. Erträge, kommunale
Bepackungsverbot, s. Haushaltsgesetz
Berichtigungshaushalt  1399
– s. a. Nachtragshaushalt
Berlin  301, 412, 463, 515, 610, 616, 655, 

718, 776 f., 823
– s. a. Hauptstadtförderung
Betriebsmittel  700, 1302
Betrugsbekämpfung  1445
Biersteuer, s. Steuern
Bilanz  854, 947 ff.
– Aufbau  952 ff.
– Bedeutung  957 f
– Bilanzierungsgrundsätze  561 ff., 950 f., 

1378
– Kennzahlen  956
– Kommunen  1054 f., 1115
Bildungswesen  145, 158, 180, 185, 280, 

407, 994
BNE‑Beiträge  1354, 1447
Bonn  412
Brandenburg  289, 301, 463, 515, 571 f., 

615, 635, 973
Bremen  54, 301, 396, 409, 428, 463, 515, 

571, 573, 610, 613, 615, 619, 625, 717, 
723, 948

Buchführung  561 ff., 1378
Buchungsgrundsätze  562 ff.
Budget, s. Haushaltsplan

Register

Die Angaben beziehen sich auf die Randnummern. Wenn mehrere Fundstellen angegeben 
sind, sind die Hauptfundstellen durch Fettdruck hervorgehoben.

Abgaben, s. Abschöpfungsabgaben, Bei‑
träge, Gebühren, Sonderabgaben, Sozial‑
versicherungsbeiträge, Steuern, Umlagen

Abschöpfungsabgaben  301 f., 1017
Abundanzumlage, s. Umlagen
Aktiengesellschaft, s. Unternehmen, öf‑

fentliche
Amtsträger
– Amtsträgerdelikte  769 f.
– Begriff  764 ff.
Anleihen  912, 914 ff., 1359, 1429
Annuität, s. Haushaltsgrundsätze
Anstalt öffentlichen Rechts, s. Unterneh‑

men, öffentliche
Anstaltsgebrauch, s. öffentliche Sachen
Äquivalenzprinzip  279, 298, 300
Arbeitslosenversicherung  187, 1192, 1207
Arbeitslosigkeit, strukturelle, s. Bund‑Län‑

der Finanzausgleich
Aufgaben, kommunale  1154
– Aufgabenfindungsrecht  964, 1179
– eigener Wirkungskreis  971
– interkommunale Verteilung  976
– Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach 

Weisung  973, 1154
– übertragener Wirkungskreis  972
Aufwandsteuern, s. Steuern
Aufwendungen, kommunale  984 ff.
– Finanzaufwendungen  988
– Verwaltungsaufwendungen  987
– Zweckaufwendungen  989 ff.
Ausgaben  103, 165 ff., 668 ff., 1155, 1180
– außerplanmäßige  670 ff., 702
– der EU  1339 ff.
– der Kommunen  984
– der Sozialversicherungen  1213 ff.
– überplanmäßige  670 ff., 702
– s. a. Aufwendungen, kommunale
Ausgleichsmesszahl  381 ff.
Auszahlungen  984
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– Funktionen  367 ff.
– Grenzen  385 ff.
– Grundlagen  70 f., 73, 109, 112, 362 ff.
– Kosten politischer Führung  145, 397
– Steuerverteilung  269, 364 f., 374 ff.
– Zuweisungen  272, 313, 389 ff.
– s. a. kommunaler Finanzausgleich
Bund‑Länder‑Streit  166, 226, 267, 602, 

1493

Corona‑Krise  55, 129, 592, 687, 914, 942, 
1359, 1433, 1452

Darlehen, öffentliche  913 ff.
Daseinsvorsorge  331, 990
DDR  34 f., 40 ff., 66 ff., 823
Deckungsfähigkeit  501, 553
Deckungsquotenprinzip  372
Demokratieprinzip  122 f.
Deutscher Bund  11
Deutsches Reich  16 ff., 823
Dienstpflicht  757
Disziplinarrecht  772 ff.
– Dienstvergehen  773
– Disziplinarmaßnahmen  774
Doppelhaushalt 486, 550
Doppik  50, 431 ff., 435, 457, 482 f., 488, 

1185, 1540
– Bilanzen  561 ff., 948, 950 f., 1054 f., 

1309
– Ergebniskomponente  1052
– Finanzaspekte  1053
– Sozialversicherungen  1265

EFSF  1431, 1460 f.
EFSM  1452, 1459
Eigenbetrieb, s. Unternehmen, öffentliche
Eigenmittel der EU  104, 1351 f.
Einstehen für die Kommunen
– durch den Bund  1174 ff.
– durch das Land  1159 ff.
Einstehen für die Sozialversicherung  1321
einstweilige Anordnung
– BVerfG  1497 ff.
– EuGH  1528 ff.
Einwirkungsanspruch, siehe Nutzungsan‑

spruch, öffentlich‑rechtlicher
Einwohnerveredelung, s. kommunaler Fi‑

nanzausgleich
Einzahlungen  1001

Bundesauftragsverwaltung  153, 170, 
172 ff., 197, 253

Bundesbank  459, 1417
Bundesbetriebe  540 f.
Bundesfinanzminister  139, 253, 442, 448, 

452, 455, 461, 630, 632, 641 ff., 671, 
675 ff.

Bundeshaushaltsordnung  80, 110, 318, 
425, 521, 731 ff., 849 ff.

Bundeskanzler  122, 139, 451, 707, 745
Bundesrat  201, 266, 352, 448, 458, 630, 

632, 649, 1485
Bundesrechnungshof  90, 442, 444, 448, 

450, 458, 465, 632, 734 ff., 1406
Bundesregierung  122, 139, 352, 449 ff., 

461, 630, 641 ff., 678
– Bund‑Länder‑Streit  1493
– Entlastung  80, 442, 444, 448, 458, 632, 

742 ff.
– Fachminister  453, 641
– Kollegium  450
– Normenkontrolle, abstrakte  1475
– Organstreit  1485
– s. a. Bundesfinanzminister, Bundeskanz‑

ler
Bundesstaatsprinzip  119 f., 717 f., 929
Bundestag  122 f., 179, 352, 440 ff., 458, 

460 f., 465, 630, 644, 646 ff.
– Bundesfinanzierungsgremium  445
– Finanzausschuss  447
– Haushaltsausschuss  443 ff., 630, 647, 

675
– Normenkontrolle, abstrakte  1475
– Organstreit  1485
– Plenum  123, 440 f., 444, 647
– Rechnungsprüfungsausschuss  444
– Vertrauensgremium  446
– s. a. Entlastung, Gesetzgebungsnotstand
Bundestreue  203, 939 ff.
– s. a. Unionstreue
Bundesverfassungsgericht  460 f.
Bundesvollzug  169
– durch bundeseigene Verwaltung  141
– durch bundesunmittelbare Körperschaf‑

ten oder Anstalten  142
Bund‑Länder‑Finanzausgleich  27, 29, 31, 

38, 48, 54, 67, 130, 359 ff., 716 ff.
– Arbeitslosigkeit, strukturelle  398
– Ausgleichsmaßstäbe  124, 363, 377 ff.
– Begriff  361
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– s. a. Bund‑Länder‑Finanzausgleich, 
kommunaler Finanzausgleich

Finanzierungskompetenz
– Kommunen  985
– Sozialversicherungen  1214
– Staat  166
Finanzierungssaldo  720, 931
Finanzkraftmesszahl  381 ff.
Finanzkraftreihenfolge  387, 390, 401 f.
Finanzkrise  1457 ff.
Finanzmonopol  239 f., 252, 258, 318
Finanzverfassungsrecht  2, 64 ff., 109, 112
Finanzwissenschaft  4, 277
Fiskalpakt  107, 110, 622, 624, 926, 1029, 

1067, 1467
– Rechtsschutz  1526
Föderalismusreform I  52, 156, 222, 966, 

1011
Föderalismusreform II  53, 93, 323, 584, 

719, 1156
Folgerichtigkeit  281
Franckenstein’sche Klausel  16
Fürsorgepflicht  757, 761

Garantie der kommunalen Selbstverwal‑
tung  1037, 1121

– durch den Bund  964 ff., 1172 f.
– durch das Land  967, 1158
– s. a. Einstehen für die Kommunen
Garantie der Sozialversicherung  1192, 1320
– s. a. Einstehen für die Sozialversiche‑

rung
Gebühren  293, 323 f.
– Benutzungsgebühren  295, 1016
– Gebührenprinzipien  296 ff.
– Sozialversicherungen  1230
– Verwaltungsgebühren  294, 1015
– s. a. Erträge, kommunale
Geldleistungsgesetze  171 ff., 434
Gemeindesteuerkraftzuweisungen  401, 

1170
Gemeingebrauch, s. öffentliche Sachen
Gemeinschaftsaufgaben  31, 67, 157, 178, 

208, 434, 1165
gemischtwirtschaftliche Unternehmen, 

s. Public‑Private‑Partnerships
Generationengerechtigkeit  596, 908, 1542
– s. a. Nachhaltigkeit
Genossenschaft, s. Unternehmen, öffentliche
Gesamtdeckung, s. Haushaltsgrundsätze

Emergency Liquidity Assistance  1437
Entlastung, s. Bundesregierung, EU‑Kom‑

mission
Erbschaftsteuer, s. Steuern
Erlass  666
ERP‑Sondervermögen, s. Sondervermögen
Erträge, kommunale  1000 ff., 1156
– Abschöpfungsabgaben  1017
– Begriff  1001
– Beiträge  1010 ff.
– Gebühren  1014 ff.
– Kreditaufnahme  1026 ff., 1062 ff.
– Sonderabgaben  1018
– Steuern  1002 ff., 1167
– Umlagen  1006 ff.
– wirtschaftliche Betätigung  1023 ff., 

1121 ff.
– Zuweisungen  1020 f.
ESM  1431, 1462 ff., 1526
Etat, s. Haushaltsplan
EU‑Anleihen  914, 1357 ff.
EU‑Kommission  353, 1359 f., 1389 ff., 

1450 f., 1518
– Entlastung  1408
– Vertragsverletzungsverfahren  1524
Europäische Zentralbank  459, 1415 ff., 

1518, 1521
Europäischer Rat  1385, 1518
Europäischer Rechnungshof  1401, 1405 ff., 

1521
Europäisches Parlament  1385, 1391 ff., 

1518
Europäisches System der Zentralbanken  

459, 1418 ff., 1448
– Bankenaufsicht  1423
– Klimawandel  1424
– Preisstabilität  1420
– Wirtschaftspolitik  1421

Fazilitäten  1434 ff.
– Einlagefazilität  1435
– Refinanzierungsfazilität  1436
Finanzausgleich  21, 313, 359 ff., 1251 ff., 

1327
– Begriff  360 f.
– Bund – Kommunen  1168 ff., 1183
– Krankenversicherung  125, 1253 ff.
– Pflegeversicherung  1256
– Rentenversicherung  1257
– Unfallversicherung  1258
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Hauptstadtförderung  412, 1166
Haushaltsausgleich  86 ff., 528, 578 ff.
– EU  1358, 1370
– formeller  578, 1061
– Kommunen  1060 ff.
– konjunkturelle Ausnahme  590, 605
– Kontrollkonto  598, 607
– landesrechtliche Umsetzung  614 ff.
– materieller  578, 1061
– Neuverschuldungsverbot  93, 586 f., 602
– Notlagenausnahme  87, 591 ff., 606
– Schuldenbremse  53, 87, 409, 434, 460, 

585 ff., 924, 1028, 1066
– Sozialversicherungen  1272
– strukturelle Ausnahme  589, 604
– Übergangsregelungen  584, 599, 608 ff.
– Umgehung  598, 600
– s. a. Haushaltsgrundsätze
Haushaltsbegleitgesetz  85, 97 f., 110, 441, 

513, 645, 648, 650, 652
Haushaltsbeschluss
– Sozialversicherung  1274 ff.
Haushaltsdisziplin  219 ff., 434, 530, 622 f., 

1449 ff., 926, 934, 1029, 1067, 1449 ff.
– Rechtsschutz  1524 f
Haushaltsgesetz  15, 24, 97 f., 110, 123, 342, 

424, 441, 448, 462, 630 f, 662
– Bedeutung  82 ff., 492
– Bepackungsverbot  22, 28, 84, 98, 

511 ff., 1073
– Flexibilisierung  500 ff., 1541
– Gesetzgebungsverfahren  640 ff.
– Inhalt  493 ff.
– Korrekturvorschriften  509
– Normenkontrolle, abstrakte  1475 ff.
– Nothaushaltsgesetz  705 f.
– Organstreit  1487
– Personalbewirtschaftung  504 ff.
– Schlussbestimmungen  510
– Teilhaushaltsgesetz  708
– Vorschriften über Beziehungen zu Drit‑

ten  508
– s. a. Haushaltssatzung
Haushaltsgrundsätze  33, 425, 520 ff., 824
– Annuität  22, 28, 34, 549 f.
– Begriff  521 f.
– Einzelorientierung  546 ff., 1374
– EU  1367 ff., 1444
– Gesamtdeckung (Non‑Affektation)  

278, 529, 1371

Gesamtwirtschaftliches Gleichgewicht, 
s. Haushaltsgrundsätze

Gesetzeskonnexität, s. Konnexität
Gesetzgebungskompetenzen  52, 138, 145, 

204, 210, 238 ff., 274 f., 346 f., 405, 1192, 
1195

Gesetzgebungsnotstand  707
Gesundheitsfonds, s. Finanzausgleich, 

Krankenversicherung
Gewerbesteuer, s. Steuern
Gleichheitsgrundrechte, s. Grundrechte
globale Mehrausgaben  681
globale Minderausgaben  680
GmbH, s. a. Unternehmen, öffentliche
Grunderwerbsteuer, s. Steuern
Grundfreiheiten  894, 896
Grundrechte  127 ff., 240, 280, 304, 350, 

662, 795 ff., 814, 817, 857
– Gleichheitsgrundrechte  279, 281, 301, 

476  666, 669, 813
Grundsicherung für Arbeitssuchende  160, 

183
Grundsteuer, s. Steuern

Haftung  196 ff.
– des Amts‑ und Organwalters ggü. Bür‑

ger  753 f.
– des Bürgers ggü. Amts‑ und Organwal‑

ter  762
– des Bürgers ggü. Bund  755
– des Amts‑ und Organwalters ggü. Bund  

756 ff.
– des Bundes ggü. Amts‑ und Organwal‑

ter  761
– des Bundes ggü. Ländern  206 ff., 939
– der Kommunen  222 ff.
– des Landes ggü. Kommunen  225
– der Länder ggü. Bund  200 ff., 940
– der Länder untereinander  212 f., 941
– europarechtliche Haftung  106, 214 ff., 

219 ff.
– für öffentliche Unternehmen  852
– für ordnungsmäßige Verwaltung  201 f., 

207
– für Gesetzgebung  204, 210, 218
– für Rechtsprechung  205, 211, 218
– völkerrechtliche  214 ff.
Haftungskonnexität  216
Hamburg  247, 301, 428, 462 f., 515, 572, 

615, 655 f., 948, 1511
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– Einzelhaushalte  487
– Einzelpläne  453, 478 f.
– Ergebnishaushalt  488
– EU  1388 ff.
– Finanzhaushalt  488
– Funktionen  471
– Gesamtplan  480
– Gliederung  477
– kommunaler  1068 f.
– mehrjähriger  486, 549 f.
– Sozialversicherungen  1275
– Teilhaushalte  453, 487
– Vermögenshaushalt  490
– Verwaltungshaushalt  490
– Wirkungen  472 ff., 662
– s. a. Nachtragshaushalt
Haushaltsrecht  2, 76 ff., 93, 110 f., 421 ff.
– Begriff  421 f.
– Folgen bei Verletzung  751 ff.
– Notwendigkeit  427
Haushaltsrückgriff  682
Haushaltssatzung  1068, 1070 ff.
– s. a. Haushaltsgesetz
Haushaltssperre  443, 452, 674 ff.
– konjunkturelle Sperre  678
– Plansperre  675
– Vollzugssperre  676 f.
Haushaltsüberschüsse  620 f.
Haushaltsuntreue  552, 771
Haushaltsvorgriff  682
Hebesatz  48
– Einkommensteuer  250
– Gewerbesteuer  250, 270, 1070, 1112
– Grunderwerbsteuer  52, 248
– Grundsteuer  250, 1070, 1112
– Kreisumlage  1070
– Sozialversicherungen  1276
Hermesbürgschaft  335
Hessen  247, 289, 428, 463, 515, 572, 615, 

709, 948, 973
Hilfen des Bundes
– besondere Belastungen, s. Sonderbelas‑

tungsausgleich
– Investitionshilfen  75, 184 ff., 405
– Katastrophenhilfen  184, 406
– kommunale Bildungsinfrastruktur  407
– Konsolidierungshilfen  89, 91, 409, 610 ff.
– Sanierungshilfen  396, 409, 613, 718, 722 f.
– sozialer Wohnungsbau  408
Hundesteuer, s. Steuern

– gesamtwirtschaftliches Gleichgewicht  
61, 81, 351, 530 ff., 583, 1092, 1373

– Haushaltsausgleich  528
– Haushaltseinheit  22, 487, 538 ff., 1374
– Haushaltsöffentlichkeit  535 f., 1372
– Haushaltsvollständigkeit  514, 539, 1374
– Haushaltslauterkeit  544 f., 1374
– Jährlichkeit  1375
– kommunalrechtliche Besonderheiten  

1058 f.
– landesrechtliche Besonderheiten  570 ff.
– Rechnungseinheit in Euro  1377
– sachliche Bindung  552 f., 1376
– Sozialversicherungen  1266 ff., 1329
– Spezialität  501, 552 f., 1376
– stetige Aufgabenerfüllung  525
– Vorherigkeit  22, 28, 34, 551, 1375
– Wirksamkeit  1368
– Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit  

526 f., 554, 739, 1369
– zeitliche Bindung  554 f., 1376
Haushaltsgrundsätzegesetz  78 f., 110 ff., 

124, 351, 425, 434, 475, 478 ff., 521, 570, 
731 ff., 1481

Haushaltskreislauf  460, 629 ff., 920
– Aufstellung des Haushalts  464, 567, 

630, 640 ff., 1075 ff.
– Entlastung  442, 444, 458, 632, 1091
– EU  1383 ff., 1444
– Kommunen  1074 ff.
– Kontrolle des Haushaltsvollzugs  444, 

471, 569, 632, 731, 1085 ff.
– Sozialversicherungen  1280 ff.
– Vollzug des Haushalts  443, 452, 458, 

464, 568, 631, 660 ff., 1080 ff.
– s. a. Rechnungslegung, Rechnungsprü‑

fung
haushaltsloser Zustand, s. vorläufige Haus‑

haltsführung
Haushaltsnotlage  88, 714 ff., 921
– drohende  456, 719 ff.
– extreme  395, 716 ff., 722
– Kommunen  1094 f.
– Sozialversicherungen  1295
– überverfassungsrechtliche?  724
Haushaltsplan  79 ff., 82, 123, 342, 424, 441, 

449 f., 452, 462, 640 ff.
– Anhang  305, 308
– Anlagen  481
– außerordentlicher  489
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Kosten‑ und Leistungsrechnung  1056 f.
Kostendeckungsprinzip  291, 297, 300
Krankenversicherung  125, 914, 1192, 1203
Kreditaufnahme  21, 24, 27, 32, 34, 39, 53, 

87, 321, 323 f., 369, 460, 495 ff., 579 ff., 
700, 1182

– EU  1357 ff., 1370
– Investitionskredite  913, 1027, 1064, 

1071
– Kassenkredite  913, 1027, 1063, 1071
– Sozialversicherungen  1243 f., 1277, 1326
– s. a. Schulden, Schuldenbremse, Ver‑

pflichtungsermächtigung, Erträge, kom‑
munale

Kreditfinanzierungsquote  717, 720, 932
Kriegsfolgelasten  188, 1198
Kurtaxe, s. Beiträge

Landesvollzug  169
– durch unmittelbare Landesbehörden  149
– durch mittelbare Landesbehörden  150
Landkreise  965, 976
Leistungsfähigkeitsprinzip  236, 279
Leistungsvergleich  182
Lenkungssteuern, s. Steuern

Maastricht‑Kriterien, s. Haushaltsdisziplin
Mecklenburg‑Vorpommern  289, 301, 463, 

615, 655, 823, 1134
Mehrbelastungsausgleich  94, 96, 150, 968, 

1045, 1157
mehrjähriger Finanzrahmen  105, 1340 ff., 

1384 ff.
– Ausgleichszahlungen  1345
– nachhaltiges Wachstum  1341
– natürliche Ressourcen  1342
– Rechtsschutz  1518 ff.
– Union als globaler Partner  1344
– Unionsbürgerschaft  1343
– Verwaltungsausgaben  1345
– s. a. mittelfristige Ergebnis‑ und Finanz‑

planung
Menschenwürde  1194
Mindestreserveverpflichtung  1426
Ministerrat der EU  353, 1359 f., 1385, 

1390 ff., 1450 f., 1518
Mischverwaltung  156 ff., 177 ff., 208, 256
mittelfristige Ergebnis‑ und Finanzplanung  

634, 1092, 1293
– s. a. mehrjähriger Finanzrahmen

Imparitätsprinzip  564
informationstechnische Systeme  159, 181, 

212
Insolvenz
– Kommunen  1055, 1113 f.
– Staaten  369
Internes Audit  1404
Investitionen  557
Investitionsfördermaßnahmen  557
Investitionshilfen, s. Hilfen des Bundes

Kameralistik  50, 428 ff., 435, 457, 479, 561, 
948, 1185, 1265, 1329

Kapitalverkehrsteuern, s. Steuern
Katastrophenhilfen, s. Hilfen des Bundes
KfZ‑Steuer, s. Steuern
Kirchensteuer, s. Steuern
Klimawandel  593
Kommanditgesellschaft, s. Unternehmen, 

öffentliche
Kommunalaufsicht  1065, 1071, 1078 f., 1161
kommunale Bildungsinfrastruktur, s. Hil‑

fen des Bundes
kommunaler Finanzausgleich  31, 72, 94, 

96, 109, 131, 150, 361, 966 f., 1036 ff., 
1155 ff., 1173

– Aufgabenorientierung  1041
– Bedarf  1039 ff.
– Deckungslücke  1043 f.
– Einwohnerveredelung  1040
– Funktionen  1038
– Leistungsfähigkeit  1042
– Zuweisungen  313, 1021, 1043
– s. a. Bund‑Länder‑Finanzausgleich
Kommunaltreue  1159 ff., 1176
Kommunalverfassungsbeschwerde  1495
kommunikativer Gemeingebrauch, s. öf‑

fentliche Sachen
Königsteiner Schlüssel  217
Konnexität
– Gesetzeskonnexität  94, 96, 100, 968, 

1157, 1184, 1216, 1328
– Vollzugskonnexität  29, 31, 169, 1184, 

1216
– s. a. Mehrbelastungsausgleich
Konsolidierungshilfen, s. Hilfen des Bun‑

des
Körperschaftsteuer, s. Steuern
Kosten politischer Führung
– siehe Bund‑Länder‑Finanzausgleich
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OMT‑Programm  1431
Optionskommunen  160, 168, 183
Organleihe
– Bund  143
– Kommunen  974 f.
– Länder  143
– Sozialversicherungen  1208, 1316
Organstreit  460, 464, 1484 ff.

Paulskirche  12 f.
Pflegeversicherung  1192, 1204
Preisstabilität  532, 1420
Preußischer Verfassungskonflikt  14 f.
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Privatisierung  815, 869 ff., 1144
– formelle  870, 977
– funktionelle  870, 977
– materielle  870, 977
– Privatisierungsgebote  894
– s. a. Rekommunalisierung, Verstaatli‑

chung
PSPP‑Programm  1432
Public‑Private‑Partnerships  873 ff.
– Betreibermodell  883
– Betriebsführungsmodell  881
– Betriebsüberlassungsmodell  882
– Erwerbermodell  878
– gemischtwirtschaftliche Unternehmen  

885, 1142
– Inhabermodell  877
– Konzessionsmodell  884
– Leasingmodell  879
– Mietmodell  880
– Vor‑ und Nachteile  874 f.

Rabatte der EU  1361 f.
Rechnungsprüfung  90, 99, 733 ff., 1088 ff., 

1291
– EU  1406
– Rechnungslegung  442, 452 f., 632, 

731 f., 1086 f., 1290
– Prüfungsgegenstand  736 ff.
– Prüfungsmaßstab  739
– Prüfungsmittel  740
– s. a. Haushaltskreislauf
Rechtsstaatsmechanismus  1446
Rechtsstaatsprinzip  124
Regiebetrieb, s. Unternehmen, öffentliche
Rekommunalisierung  816, 977 f., 1144
– formelle  978

Nachhaltigkeit  596, 1542
– s. a. Generationengerechtigkeit
Nachkriegszeit  25
Nachtragshaushalt  441, 448, 452, 485, 514, 

687 ff., 1084, 1288
– s. a. Berichtigungshaushalt
Nachwahlhaushalt  486
Nationalsozialismus  23 f.
Next Generation EU  1359 f.
Nichtigkeitsklage  1405, 1518 ff.
Niedersachsen  223 f., 247, 289, 301, 463, 

572, 615, 656, 823, 1134
Niederschlagung  665
Nivellierungsverbot  386 f., 390
No‑bailout‑Klausel  1458
Non‑Affektation, s. Haushaltsgrundsätze
Norddeutscher Bund  16
Nordrhein‑Westfalen  289, 301, 428, 463, 

515, 572, 616, 709, 948, 973
Normenkontrolle, abstrakte  98, 123, 424, 

460, 464, 492, 1172, 1474 ff., 1546
Notifizierungsverfahren  353
Nutzungsanspruch, öffentlich‑rechtlicher  

807 ff.
– keine Kapazitätserhöhung  810, 812
– kraft Gesetzes  808 ff.
– und Gleichheitssatz  813
– und Grundrechte / Staatsprinzipien  

814
– Umwandlung zu Einwirkungsanspruch  

815 f.
– Widmung  810, 812

offene Handelsgesellschaft, s. Unterneh‑
men, öffentliche

Offenmarktgeschäfte  1427
– Ankauf von Anleihen  1429 ff.
– Kreditvergabe  1428
öffentliche Betriebswirtschaftslehre  4
öffentliche Sachen  788 ff.
– Anliegergemeingebrauch  794
– Anstaltsgebrauch  798 f., 1101
– Begriff  789
– Gemeingebrauch  792 ff.
– Kommunen  1101
– kommunikativer Gemeingebrauch  795
– Sondergebrauch  797
– Sondernutzung  796
– Verwaltungsgebrauch  800
– Widmung  804
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Sektsteuer, s. Steuern
Selbstverwaltungsgarantie, s. Garantie der 

kommunalen Selbstverwaltung
SKS‑Vertrag, s. Fiskalpakt
Solidaritätszuschlag  258
Solidarpakt I  46
Solidarpakt II  49
Sonderabgaben  303 ff., 323 f., 333
– mit Finanzierungsfunktion  307 ff.
– mit Lenkungsfunktion  304 ff.
– s. a. Erträge, kommunale
Sonderbelastungsausgleich  29, 31, 410 ff., 

717
Sondergebrauch, s. öffentliche Sachen
Sonderlasten  391 ff., 1166
Sondernutzung, s. öffentliche Sachen
Sondervermögen  39, 43, 45 f., 55, 67, 79 f., 

540, 542, 600, 830 ff.
– Begriff  830
– ERP‑Sondervermögen  835
– Funktionen  831
– Kommunen  1104
– Risiko  832
– Sondervermögen Bundeswehr  542, 833
– Sozialversicherungen  1306
– verfassungsrechtliche Vorgaben  833
– Zulässigkeit  834
Sozialstaatsprinzip  125, 906, 1194
Sozialversicherungen  125, 187, 292, 

1190 ff.
– Aufgabenfindungsrecht  1199
– eigene Aufgaben  1197
– Organleihe  1208
– übertragene Aufgaben  1198
– Versicherungszweige  1200 ff.
– Verwaltungsausgaben  1218
– Zweckausgaben  1219
Sozialversicherungsbeiträge  292, 323 f., 

1227 f.
Sparkassen  1134
Speiseeissteuer, s. Steuern
Spielbankenabgabe, s. Steuern
Staatenverbund  1335
Staatsbankrott  937 ff.
Staatsfinanzierung, monetäre  1429, 1432, 

1436
Staatsfonds
– Begriff  837
– Finanzierung  842
– Rechtsform  840

– funktionelle  978
– materielle  978
– s. a. Privatisierung, Verstaatlichung
Rentenversicherung  292, 1192, 1205
Republikprinzip  126
res extra commercium  801
Ressourcennutzungsabgabe  301 f.
Rheinland‑Pfalz  289, 291, 301, 463, 615, 

618, 709
Rücklagen  559, 684 f., 825 ff.
– Kommunen  1103
– Sozialversicherungen  1240 ff., 1303 ff.
Rückstellungen  560, 686, 829, 954

Saarland  54, 247, 301, 396, 409, 463, 610, 
613, 616, 625, 717, 723

Sachsen  247, 301, 463, 572, 615, 709
Sachsen‑Anhalt  301, 463, 572, 610, 615, 

655
Sanierungshilfen, s. Hilfen des Bundes
Sanierungsverfahren  721
Sanktionszahlungen  314 ff., 1022, 1238
– präventive  316
– repressive  220 f., 315
Schenkungen  320
Schenkungsteuer, s. Steuern
Schiedsverfahren  1526
Schleswig‑Holstein  301, 463, 610, 615, 

619, 655, 709
Schulden  21, 24, 27, 32, 902 ff.
– Arten der Schulden  911 ff., 1109
– Bedeutung  196, 919 ff., 1110
– EU  1357 ff.
– Kennzahlen der Verschuldung  930 ff.
– Kommunen  1107 ff.
– offene Verschuldung  918
– Pflicht zur Schuldentilgung?  923 ff., 

1111
– Sozialversicherungen  1308
– Tragfähigkeit  927 ff., 1112
– Ursachen der Verschuldung  904, 1108
– verdeckte Verschuldung  875, 918, 1109
– Verteilungswirkungen  905 ff.
– Verwaltung der  942
– wirtschaftswissenschaftliche Bewertung  

909
Schuldenbremse, s. Haushaltsausgleich
Schuldenstand  720, 934
Schwächungsverbot  388
Schwerbehindertenabgabe  306
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– Zweitwohnungsteuer  248
– s. a. Erträge, kommunale
Steuerzerlegung  73
Stiftungen
– öffentlich‑rechtliche  836
– privatrechtliche  1106, 1141
Strafrecht  763 ff.
Stundung  664
Subventionen  124, 280, 328 ff.
– Begriff  329
– Darlehen  334, 344
– festgesetzte Preise  338, 341
– Grenzen  349 ff.
– Handlungsformen  340 ff.
– Kompetenzen  345 ff.
– Realförderung  336
– Sicherheiten  335
– Übernahme externer Kosten  339, 341
– verlorene Zuschüsse  333
– Verschonungssubvention  337, 341
– Ziele  330 f.

Tabaksteuer, s. Steuern
Territorialitätsprinzip  1127 ff.
Thüringen  463, 515, 616, 655
Treuhandvermögen  44, 1105

Ukraine‑Krieg  55, 593
Umlagen  268, 288 ff., 323
– Abundanzumlage  1044, 1156
– Gewerbesteuerumlage  74, 260, 268 ff., 

289, 382, 1156
– Kreisumlage  261, 271, 289, 976, 1007 f.
– Sozialversicherungen  1231
– Zweckverbandsumlage  289, 1137
– s. a. Erträge, kommunale
Umsatzsteuer
– Anteil der EU  1353, 1447
– Ertrag  70, 74, 263, 265 ff., 272, 372, 

376 f., 381 ff.
– s. a. Steuern
Unfallversicherung  292, 1192, 1206
Unionstreue  1443
– s. a. Bundestreue
Universaldienstleistungsabgabe  311
Unternehmen, öffentliche  318, 847 ff.
– Aktiengesellschaft  865, 1140
– Anstalt öffentlichen Rechts  44, 861, 

1134 f.
– Bedarf  855, 1125

– Tätigkeit  839
– Trägerschaft  841
– Zweck  838
Stabilitätsgesetz  81, 110, 330, 351 f., 434, 

634 f., 678
Stabilitätsrat  88, 434, 455 f., 464 f., 719 ff., 

930
Standardisierungsgremium  457
Steuern 231 ff., 323
– Aufwandsteuern  248, 250, 254, 260
– Begriff  232 ff.
– Biersteuer  259
– der EU?  1356
– Einkommenssteuer  74, 128, 242, 253, 

260, 263 f., 269, 289, 375, 382, 1167
– Erbschaftsteuer  253, 259
– Ertragskompetenz  27, 29, 31, 34, 48, 

67, 74, 189, 242, 257 ff.
– Gesetzgebungskompetenz  27, 34, 54, 

238 ff.
– Gewerbesteuer  243, 260, 269, 289, 890, 

1167
– Grunderwerbssteuer  248, 382
– Grundsteuer  54, 241, 247, 260, 289, 

891, 1167
– Hundesteuer  248
– Kapitalverkehrsteuern  258
– KfZ‑Steuer  252, 258
– Kirchensteuer  49
– Körperschaftsteuer  242, 253, 263 f., 

375, 887 f
– Lenkungssteuern  237
– Mineralölsteuer  529
– Schenkungsteuer  253, 259
– Sektsteuer  258
– Speiseeissteuer  248
– Spielbankenabgabe  259
– Steuerfindungsrecht  274 f.
– Steuerprinzipien  276 ff.
– Tabaksteuer  258
– Umsatzsteuer  242, 252, 258, 259 f., 263, 

265 ff., 272, 289, 372, 376 f., 381 ff., 889
– Verbrauchsteuern  248, 250, 252, 254, 

258 ff., 1167
– Vergnügungsteuer  248
– Verkehrsteuern  258 f.
– Vermögensteuer  259
– Versicherungsteuer  258
– Verwaltungskompetenz  20, 48, 251 ff.
– Wechselsteuer  258
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Vertragsverletzungsverfahren  1523 ff.
Verwaltungsausgaben
– Kommunen  168, 183, 987
– Sozialversicherungen  1218
– Staat  167 f., 178, 183
Verwaltungsgebrauch, s. öffentliche Sachen
Verwaltungskompetenz, s. Bundesauftrags‑

verwaltung, Bundesvollzug, Landes‑
vollzug, Vollzug der Bundesgesetze als 
landeseigene Angelegenheit

verwaltungsrechtlicher Vertrag  343
Verwaltungsvermögen, s. Vermögen
Verwaltungszusammenarbeit  158, 180
Vollzug der Bundesgesetze als landeseigene 

Angelegenheit  152, 173 f., 253
Vollzugskonnexität, s. Konnexität
Vorabentscheidungsverfahren  1527
vorläufige Haushaltsführung  15, 28, 450, 

697 ff.
– Ende der  703
– EU  1375, 1387
– Kommunen  1093
– Rechtsfolgen  699 ff.
– Sozialversicherungen  1294
– Voraussetzungen  698
Vorteilsabschöpfung  302

Wechselsteuer, s. Steuern
Weimarer Republik  20 ff., 276
Welthandelsorganisation  354
Wiederaufbaufonds  1359 f
Wiedervereinigung  37 ff., 66 ff.
Wirkungskreis, s. Aufgaben, kommunale
Wirtschaftliche Betätigung
– Einnahmen  318, 1239
– Zulässigkeit  318, 848 ff.
– s. a. Vermögen, Erträge, kommunale
Wissenschaftsförderung  402
Wohnungsbau, sozialer  186, 336, 408
– s. a. Hilfen des Bundes

Zins‑Steuer‑Quote  717, 720, 933
Zölle  239, 252, 258, 1351
Zuschüsse  125, 187, 1193, 1235
Zuweisungen  313, 323
– Bund‑Länder‑Finanzausgleich  145, 

272, 313, 389 ff., 417, 717 f.
– Sozialversicherung  1233 ff., 1319
– s. a. Erträge, kommunale
Zuwendungen, s. Zuweisungen, Zuschüsse

– Eigenbetrieb  860, 1133
– europarechtliche Zulässigkeit  892 ff.
– Gebietsbezug  856, 1127 ff.
– Genossenschaft  866, 1141
– Gewinn  1146 f.
– GmbH  864, 1139
– Kommanditgesellschaft  866, 1141
– Kommunen  1120 ff.
– Konzern  867 f., 1143
– Leistungsfähigkeit  855, 1125
– offene Handelsgesellschaft  866
– Organisationsformen  859 ff.
– Regiebetrieb  1132
– steuerrechtliche Behandlung  886 ff., 

1145
– Subsidiarität  857, 1126
– Verein  1141
– Voraussetzungen  852 ff.
– Zweck  851, 1124
– Zweckverband  1136 f.
– s. a. Haftung, Public‑Private‑Partner‑

ships
Untreue, s. Haushaltsuntreue

Verbrauchsteuern, s. Steuern
Verfassungsbeschwerde  266, 460, 1494, 

1546
Vergnügungsteuer, s. Steuern
Verhältnismäßigkeitsprinzip  278
Verkehrsteuern, s. Steuern
Vermittlungsausschuss  649, 651 f.
Vermögen  40 ff., 782 ff., 822 ff.
– Begriffe  902
– Finanzvermögen  42, 68
– Veräußerung  319, 1030
– Verwaltung  319, 1030
– Verwaltungsvermögen  41, 68, 1307
– s. a. Sondervermögen, Treuhandvermö‑

gen
Vermögensteuer, s. Steuern
Verpflichtungsermächtigung  558, 1071, 

1277, 1340 ff.
Verpflichtungsklage  1065
Versicherungsteuer, s. Steuern
Verstaatlichung  322, 816, 869 ff.
– formelle  871
– funktionelle  871
– materielle  871
– s. a. Rekommunalisierung, Privatisie‑

rung



Register 587

– Staat  169 ff., 178, 197
Zwei‑Stufen‑Theorie  344
Zweitwohnungsteuer, s. Steuern

Zweckausgaben
– Kommunen  989 ff.
– Sozialversicherungen  1219
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Schwarze Schrift Calibri (9.7 pt) ist ausstanzend #1 (Seite 146)
Schwarze Schrift Calibri (11.1 pt) ist ausstanzend #3 (Seite 333)
Schwarze Schrift Garamond (6.0 pt) ist ausstanzend #6 (Seite 336)
Schwarze Schrift Wingdings3 (9.5 pt) ist ausstanzend #146 (Seite 63,65,76,92,101-104,


109,112,119,121,123,137-138,142,145-146,148,150,152,157,159,165-169,184,186,190,
193-194,206-208,212,217-218,224,227,229-232,234,237-240,243,247-250,257,259,264,
266-267,269,278,283,297,301,305-306,310,318-319,323-324,331,336,345,379,385,
388-389,403,417,429,436,440-441,443,450,454,462-463,485,500,505-506,525,528,540,
562,567)
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Schwarze Schrift Frutiger-Bold (8.5 pt) ist ausstanzend #724 (373 x)
Schwarze Schrift Frutiger-Roman (8.5 pt) ist ausstanzend #1549 (Seite 57-80,82-99,


101-155,157-171,173-203,205-220,223-275,277-299,301-336,338-393,395-466,
468-478,481-570,573-595)


Schwarze Schrift StempelGaramondLTPro-Bold (8.5 pt) ist ausstanzend #27 (Seite 165,
252,290,294,337,367)


Schwarze Schrift StempelGaramondLTPro-Bold (9.5 pt) ist ausstanzend #20 (Seite 78,
83,119,146,165,185,195,200,242,252,279,290,294,333,336,367,391,542)


Schwarze Schrift StempelGaramondLTPro-Roman (6.5 pt) ist ausstanzend #1035 (372 
x)


Schwarze Schrift StempelGaramondLTPro-Roman (8.5 pt) ist ausstanzend #72 (Seite 
78-79,119,165,195,252,290,294,337,367,391,542)


Schwarze Schrift StempelGaramondLTPro-Roman (9.5 pt) ist ausstanzend #3 (Seite 83,
158,438)


Wingdings3: Schriftzeichen ist fehlerhaft definiert #146 (Seite 63,65,76,92,101-104,109,
112,119,121,123,137-138,142,145-146,148,150,152,157,159,165-169,184,186,190,
193-194,206-208,212,217-218,224,227,229-232,234,237-240,243,247-250,257,259,264,
266-267,269,278,283,297,301,305-306,310,318-319,323-324,331,336,345,379,385,
388-389,403,417,429,436,440-441,443,450,454,462-463,485,500,505-506,525,528,540,
562,567)


Calibri und Calibri haben dieselbe eindeutige Kennung
Calibri und Garamond haben dieselbe eindeutige Kennung
Calibri und Wingdings3 haben dieselbe eindeutige Kennung
Frutiger-Bold und Frutiger-Bold haben dieselbe eindeutige Kennung
Frutiger-Bold und Frutiger-Roman haben dieselbe eindeutige Kennung
Calibri und StempelGaramondLTPro-Bold haben dieselbe eindeutige Kennung
Frutiger-Bold und StempelGaramondLTPro-Roman haben dieselbe eindeutige Kennung
Frutiger-Bold und StempelGaramondLTPro-Italic haben dieselbe eindeutige Kennung


Inhalt
Transparenz ist vorhanden #6 (Seite 200)


Sonstige Informationen
Verwendete Einstellungen: Gulde_Standard


Farbseparationen: 1
Black


Seite 1
Seite 2
Seite 3 - 5
Seite 6
Seite 7 - 9
Seite 10
Seite 11 - 45
Seite 46
Seite 47 - 53
Seite 54
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Seite 55
Seite 56
Seite 57 - 99
Seite 100
Seite 101 - 393
Seite 394
Seite 395 - 479
Seite 480
Seite 481 - 571
Seite 572
Seite 573 - 595
Seite 596
Seite 597 - 631
Seite 632
Seite 633 - 643


Farbräume
DeviceCMYK / DeviceGray / DeviceN


Schriften: 25
Calibri (6x) TrueType (CID) / Identity-H / eingebettete Untergruppe
Frutiger-Bold (8x) Type1 / Custom / eingebettete Untergruppe
Frutiger-Roman Type1 / WinAnsi / eingebettete Untergruppe
Frutiger-Roman Type1 / Custom / eingebettete Untergruppe
Garamond TrueType / WinAnsi / eingebettete Untergruppe
StempelGaramondLTPro-Bold Type1 / Custom / eingebettete Untergruppe
StempelGaramondLTPro-Italic (2x)


Type1 / Custom / eingebettete Untergruppe
StempelGaramondLTPro-Roman (4x)


Type1 / Custom / eingebettete Untergruppe
Wingdings3 TrueType (CID) / Identity-H / eingebettete Untergruppe





